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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


1 . Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Treffen Presseberichte (z. B. SPIEGEL ONLINE 
vom 31. Januar 2003) zu, nach denen die Bundes- 
regierung beabsichtigt bzw. der schleswig-holsteini- 
schen Landesregierung zugesagt hat, die in den 
Ruhestand versetzte Staatssekretärin Henriette Berg 
aus dem Ministerium für Umwelt, Natur und Fors- 
ten des Landes Schleswig-Holstein, unter Übernah- 
me der Pensionsverpflichtung, in eine Verwendung 
des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit zu übernehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


2. Abgeordneter 

Reinhard 

Grindel 

(CDU/CSU) 


Treffen die Feststellungen eines Gutachtens der 
Friedrich-Ebert-Stiftung zu den bisherigen Wirkun- 
gen der Programme der Bundesregierung gegen 
Rechtsextremismus (Xenos, Entimon und Civitas) 
zu, wonach die Sonderzuwendungen vor allem in 
den neuen Ländern für „normale“ Jugendarbeit ver- 
wendet werden, für welche die zuständigen Kommu- 
nen keine Finanzmittel mehr ausgeben können 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 2. Januar 
2003), und wenn ja, wie wül die Bundesregierung 
dafür sorgen, dass die Mittel aus den entsprechen- 
den Programmen künftig zielgerichteter eingesetzt 
werden? 


3. Abgeordneter 

Reinhard 

Grindel 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen wül die Bundesregierung er- 
greifen, um sicherzustellen, dass von den Program- 
men gegen Rechtsextremismus künftig auch Haupt- 
und Realschüler erreicht werden, die nach den Er- 
gebnissen des Gutachtens der Friedrich-Ebert-Stif- 
tung als besonders anfällig für Fremdenfeindlichkeit 
und Extremismus gelten? 


4. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Inwieweit schließt sich die Bundesregierung dem 
Gutachten (Friedrich-Ebert-Stiftung; Roland Roth: 
Bürgernetzwerke gegen Rechts) an, das bei der Ver- 
gabe von Bundesmitteln für Maßnahmen gegen 
Rechtsextremismus (Johannes Leithäuser: Viel Geld 
mit wenig Wirkung, in der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 2. Januar 2003) diese verstärkt in „Pro- 
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blemgebieten“ (Friedrich-Ebert-Stiftung; Roland 
Roth: Bürgernetzwerke gegen Rechts, S. 10) einge- 
setzt sieht, und um welche Gebiete in der Bundesre- 
publik Deutschland handelt es sich dabei? 


5. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Befürchtun- 
gen aus dem Gutachten der Friedrich-Ebert-Stiftung 
(Friedrich-Ebert-Stiftung; Roland Roth: Bürgernetz- 
werke gegen Rechts, S. 15), dass angesichts der 
Maßnahmenfülle und der eingesetzten öffentlichen 
Mittel die Gefahr bestehe, dass „gegen Rechts“ als 
Förderkriterium zum „passe partout“ wird? 


6. Abgeordneter 

Stephan 

Mayer 

(Altötting) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Personen bekamen als Angehörige von 
„Teams“ (Friedrich-Ebert-Stiftung; Roland Roth: 
Bürgernetzwerke gegen Rechts, S. 9) Zuwendungen 
aus Bundesmitteln für ihre Tätigkeit im Kampf ge- 
gen Rechtsextremismus, und welche Einstellungs- 
voraussetzungen wurden dabei zu Grunde gelegt? 


7. Abgeordneter 

Stephan 

Mayer 

(Altötting) 

(CDU/CSU) 


Wurden diese Mitarbeiter auf linksextremistische 
Tätigkeiten in der Vergangenheit überprüft, und 
wenn ja, wäre eine linksextremistische Betätigung 
Ausschlusskriterium für eine Mittelzuwendung? 


8. Abgeordneter 

Dr. Oie 
Schröder 

(CDU/CSU) 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, die als „in 
Reaktion auf eine Welle von Anschlägen, die einen 
rechtsextremistischen Flintergrund vermuten ließen“ 
(Friedrich-Ebert-Stiftung; Roland Roth: Bürgernetz- 
werke gegen Rechts, S. 54) beschlossenen Maßnah- 
men „gegen Rechts“ im Flinblick auf die zu vermu- 
tende bzw. teils erwiesene islamistische Urheber- 
schaft der Anschläge umzuwidmen? 


9. Abgeordneter 

Dr. Oie 
Schröder 

(CDU/CSU) 


Inwieweit ist die Bundesregierung angesichts der 
Kritik an der „mangelnden Transparenz“ (Fried- 
rich-Ebert-Stiftung; Roland Roth: Bürgernetzwerke 
gegen Rechts, S. 56) ihrer Projekte „gegen Rechts“ 
bereit, Maßnahmen, wie die kurzfristige Veröffentli- 
chung von Kriterien für den Auswahlprozess und 
die Vorlage einer Übersicht über abgelehnte Projek- 
te sowie bislang fehlender Wirkungsanalysen (Fried- 
rich-Ebert-Stiftung; Roland Roth: Bürgernetzwerke 
gegen Rechts, S. 58) zu ergreifen? 
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10. Abgeordnete 

Dorothee 

Mantel 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass im 
Bereich der von ihr finanzierten Maßnahmen des 
„Aufstands der Anständigen“ Mittel und Maßnah- 
men zur Qualitätsentwicklung und -kontrolle der 
Projekte fehlen, und wenn nein, warum nicht? 


1 1 . Abgeordnete 

Dorothee 

Mantel 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die beim „Aufstand der 
Anständigen“ im Vordergrund stehenden medien- 
wirksamen Events wie Wettbewerbe, Messen und 
Feste (vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung; Roland Roth: 
Bürgernetzwerke gegen Rechts; S. 21) für das geeig- 
nete Mittel, um eine Sensibilisierung für die Proble- 
matik Extremismus zu erreichen? 


12. Abgeordnete 

Ina 

Lenke 

(FDP) 


Inwiefern stellt das am 31. Januar 2003 vom Deut- 
schen Bundestag in dritter Lesung verabschiedete 
Erste Zivildienständerungsgesetz ab sofort sicher, 
dass alle für das Haushaltsjahr 2003 durch den Bund 
bereits eingegangenen Verpflichtungen in Form von 
Einberufungen und verteilten Kontingenten für das 
gesamte Haushaltsjahr 2003 vollständig finanziert 
sind? 


13. Abgeordnete 

Ina 

Lenke 

(FDP) 


In welcher Höhe wird die Bundesregierung über die 
im Einzelplan 17 des Haushaltes 2003 (Bundes- 
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend) bereits umgesetzten Einsparungen von 
90,676 Mio. Euro hinaus, von denen 80 Mio. Euro 
auf die Titelgruppe 03 - Ausgaben für Zivildienst- 
leistende - umgelegt wurden, im Jahr 2003 weitere 
Einsparungen vornehmen, die auch den Zivildienst 
betreffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit und 
Soziale Sicherung 


14. Abgeordneter 

Gerald 

Weiß 

(Groß-Gerau) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob, und wenn ja, 
in welchem vermuteten Umfang mit fremden Kran- 
kenversicherungskarten auf nicht gesetzliche Weise 
Leistungen im deutschen Gesundheitswesen in An- 
spruch genommen werden? 
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15. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen auf die Arbeit der Werk- und 
Wohnstätten sowie Integrationsbetriebe und -abtei- 
lungen für behinderte Menschen sieht die Bundesre- 
gierung durch den breiten Rückzug der Bundesan- 
stalt für Arbeit aus der Förderung dieser Einrichtun- 
gen? 


16. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, um die Finanzierung der bereits koordinierten 
Projekte für behinderte Menschen nach dem Förde- 
rungsrückzug der Bundesanstalt für Arbeit sicherzu- 
stellen? 


17. Abgeordneter 
Werner 
Lensing 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung vor, das Embryonen- 
schutzgesetz zu ändern, wie es die Äußerung des 
Bundeskanzlers, Gerhard Schröder, „wir werden zu 
diskutieren haben, ob man das therapeutische Klo- 
nen von einem solchen Verbot ausnehmen kann und 
muss“, (EZ, Evangelische Zeitung-Online vom 
26. Januar 2003) nahe legt?*) 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


18. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass polnische Finanzbehörden auf- 
grund angeblicher Steuerschulden Fahrzeuge deut- 
scher Busunternehmen im grenzüberschreitenden 
Personennahverkehr mit der Beschlagnahme bedro- 
hen, und wenn ja, wie reagiert die Bundesregierung 
darauf? 


19. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Welche konzeptionellen Vorstellungen bezüglich 
Inhalt, Organisationsstruktur, Finanzierung und 
Standort verfolgt die Bundesregierung bei der Grün- 
dung eines „Osteuropazentrums für Wirtschaft und 
Kultur“? 


! ) siehe hierzu auch Frage 33 
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20. Abgeordneter 

Manfred 

Kolbe 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung vor dem Hinter- 
grund, dass der Bundesminister für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen, Manfred Stolpe, am 9. De- 
zember 2002 in Delitzsch auf einer öffentlichen 
Kundgebung das Bestehenbleiben des Eisenbahn- 
ausbesserungswerkes Delitzsch zugesichert hat, den 
Schließungsbeschluss vom Sommer 2001 für die Ei- 
senbahnausbesserungswerke der Deutschen Bahn 
AG - deren Alleingesellschafter die Bundesrepublik 
Deutschland ist -, und wirkt sie daraufhin, diesen 
Beschluss für einzelne Standorte auszusetzen bzw. 
zurückzunehmen? 


21. Abgeordneter 

Manfred 

Kolbe 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung und insbesondere der 
Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungs- 
wesen, Manfred Stolpe, in seiner Zuständigkeit für 
den Aufbau Ost, für mit der Förderung des Aufbaus 
Ost vereinbar, dass die Deutsche Bahn AG alle 4 Ei- 
senbahnausbesserungswerke im Freistaat Sachsen 
schließen will und von insgesamt 5 350 abzubau- 
enden Arbeitsplätzen allein 2 341 Arbeitsplätze in 
Sachsen abgebaut werden sollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung 


22. Abgeordneter 
Uwe 

Schummer 

(CDU/CSU) 


Wie viele unbesetzte Ausbildungsstellen in den neu- 
en Bundesländern stehen aktuell den nicht unterge- 
brachten Bewerbern gegenüber, und wie gestaltet 
sich aktuell die Situation für ostdeutsche Haupt- 
schulabsolventen auf dem Ausbildungsstellenmarkt? 


23. Abgeordneter 
Uwe 

Schummer 

(CDU/CSU) 


Wie viele ostdeutsche Hauptschulabsolventen sind 
davon aktuell unversorgt, und wie hoch liegt ihr An- 
teil an den nicht vermittelten Bewerbern? 


24. Abgeordneter 

Dr. Christoph 
Bergner 

(CDU/CSU) 


Wie viele Bewerber für eine Lehrstelle gibt es aktuell 
Ende Januar 2003 in den neuen Bundesländern, die 
sofort eine Lehrstelle antreten möchten, aber unver- 
sorgt sind?*) 


! ) siehe hierzu auch Frage 52 
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25. Abgeordneter 
Helge 
Braun 

(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 
Helge 
Braun 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Eckart 
von Klaeden 

(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 

Eckart 
von Klaeden 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(CDU/CSU) 
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Wie entwickelt sich die Zahl der gemeldeten betrieb- 
lichen Ausbildungsstellen im Jahre 2003 in Ost- und 
Westdeutschland? 


Wie hoch ist derzeit die aktuelle Differenz zwischen 
der Anzahl der Bewerber für eine Lehrstelle im 
Herbst 2003 und den gemeldeten Lehrstellen? 


Wie viele Ausbildungssuchende aus den neuen Bun- 
desländern haben im vergangenen Ausbildungsjahr 
in den alten Ländern eine Berufsausbildung gefun- 
den? 


Welche westlichen Bundesländer haben wie viele Ju- 
gendliche aus den neuen Bundesländern aufgenom- 
men? 


Wie sieht die Bundesregierung die Zusage des Bun- 
deskanzlers, Gerhard Schröder, erfüllt, die im Rah- 
men des Bündnisses für Arbeit abgegeben wurde: 
„Jeder junge Mensch, der kann und will, wird ausge- 
bildet“, vor dem Hintergrund der Zahlen auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt am Ende des Berufsbera- 
tungsjahres 2001/2002, Ende September 2002 und 
nach der Vermittlungsaktion der Bundesanstalt für 
Arbeit Ende Dezember 2002? 


Wie viele Bewerberinnen und Bewerber um einen 
Ausbildungsplatz schafften am Ende des Berufs- 
beratungsjahres 2001/2002 den Sprung in eine regu- 
läre Ausbildung auf dem ersten Ausbildungsmarkt, 
und wie viele sind in überbetrieblichen Maßnahmen 
untergebracht worden? 


. Wahlperiode 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-9- 


Drucksache 15/413 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


31. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Bedrohungs- 

Dr. Rainer läge durch den Irak? 

Stinner 

(FDP) 


32. Abgeordneter 

Dr. Rainer 
Stinner 

(FDP) 


Welches Verhalten des Iraks würde die Bundesregie- 
rung als eindeutigen „material breach“ im Sinne der 
Resolution 1441 des Sicherheitsrats betrachten, und 
wie definiert die Bundesregierung die in der Resolu- 
tion 1441 des Sicherheitsrats für den Fall eines 
„material breach“ angedrohten „serious consequen- 
ces“? 


33. Abgeordneter 

Werner 

Lensing 

(CDU/CSU) 


Ist die Aussage, dass die Bundesregierung die Zeit 
bis nächsten Herbst nutzen wird, um gemeinsam mit 
Frankreich die Beratungen der VN-Arbeitsgruppe 
so vorzubereiten, dass die Initiative Aussicht hat, 
in der Sitzung der Arbeitsgruppe Ende September 
nächsten Jahres weitgehende Zustimmung zu fin- 
den, wie sie im Bericht des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung in der Ausschussdrucksache 
15 (17) 38 auf Seite 3 geäußert wurde, so zu verste- 
hen, dass die Bundesregierung sich aus taktischen 
Gründen mit dem Verbot allein des reproduktiven 
Klonens bei den in der Drucksache erwähnten wei- 
teren Beratungen der Arbeitsgruppe der Vereinten 
Nationen zufrieden geben wird?*) 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


34. Abgeordneter 

Günther 

Krichbaum 

(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung mit der Bewertung des 
Verfassungschutzberichtes des Bundes aus dem Jah- 
re 2001 (S. 161) überein, dass es sich bei der Vereini- 
gung der Verfolgten des Naziregimes - Bund der 
Antifaschistinnen und Antifaschisten (VVN-BdA) 
um ein Bündnis unterschiedlicher extremistischer 
und auch nicht extremistischer Kräfte handelt, das 
auch weiterhin von einem traditionell orthodox-kom- 
munistischen Flügel wesentlich geprägt wird, das 
den antitotalitären Konsens des Grundgesetzes 
ablehnt und die freiheitliche Demokratie als eine 


! ) siehe hierzu auch Frage 17 



Drucksache 15/413 


- 10 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


„latent für den Faschismus anfällige politische Ord- 
nung“ ansieht, und wenn ja, wie ist in diesem Zu- 
sammenhang der Einsatz zu bewerten, den die Par- 
lamentarische Staatssekretärin im Bundesministeri- 
um des Innern, Ute Vogt, zur Unterstützung einer 
Ausstellung der VVN-BdA in Pforzheim zum The- 
ma „Neofaschismus in der Bundesrepublik Deutsch- 
land“ an den Tag legt? 


35. Abgeordneter 

Günther 

Krichbaum 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es allgemein für gerecht- 
fertigt, dass ihre Mitglieder öffentlich dazu auffor- 
dern, sich mit den Inhalten von Ausstellungen sol- 
cher Organisationen auseinanderzusetzen, die im 
Verfassungsschutzbericht als verfassungsfeindlich 
eingestuft werden, so wie dies die Parlamentarische 
Staatssekretärin im Bundesministerium des Innern 
Ute Vogt, im „Pforzheimer Kurier“ vom 15. Januar 
2003 in Bezug auf oben erwähnte Ausstellung des 
VVN-BdA getan hat, und wenn ja, nach welchen 
Kriterien geht die Bundesregierung hier vor? 


36. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(FDP) 


Welche Position vertritt die Bundesregierung in den 
Beratungen zur Annahme eines Protokolls zum 
Übereinkommen Nr. 108 der Internationalen Ar- 
beitsorganisation (IAO) zur Verbesserung der 
Sicherheit der Personalausweise für Seeleute? 


37. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung einen Anpassungs- bzw. 

Hans-Michael Veränderungsbedarf bei den Personalausweisen für 

Goldmann Seeleute? 

(FDP) 


38. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Inwieweit kann die Bundesregierung sicherstellen, 
dass durch die Übertragung der vom Bundesministe- 
rium des Innern (BMI) geförderten Sprach- und In- 
tegrationskurse, mit denen seit Jahren der Sprach- 
verband in Mainz beauftragt war, zunächst an das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in Nürn- 
berg, dann wieder an den Sprachverband und jetzt 
wiederum an das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge in Nürnberg eine Förderung der Sprach- 
und Integrationskurse nach bisher geltendem Recht 
möglich ist? 
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39. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Inwieweit kann das BMI sicherstellen, dass trotz 
des ständigen Wechsels der Zuständigkeit für die 
Sprach- und Integrationskurse bundesweit deren 
Durchführung gesichert ist, und werden die seiner- 
zeit im Hinblick auf das erwartete Inkrafttreten des 
nunmehr gerichtlich gestoppten Zuwanderungsge- 
setzes beendeten Maßnahmen nach dem Garantie- 
fonds vollumfänglich wieder aufgenommen? 


40. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Wie viele Personen sind nach Kenntnis der Bundes- 
regierung in den Jahren 2001 und 2002 an den 
Landgrenzen, Küsten, Seehäfen, Flughäfen bzw. im 
Grenzgebiet der Bundesrepublik Deutschland und 
an der Außengrenze der Europäischen Union insge- 
samt tot aufgefunden worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


41. Abgeordnete 
Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


Welche finanziellen und wirtschaftlichen Konse- 
quenzen hat das Auslaufen der Ziel-l-Förderung 
(Förderung der bedürftigsten Regionen) der EU ab 
2007 für die neuen Länder? 


42. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die 

Dr. Gesine dann fehlenden EU-Mittel teilweise durch Bundes- 

Lötzsch mittel zu ersetzen? 

(fraktionslos) 


43. Abgeordneter 
Peter 
Rzepka 

(CDU/CSU) 


Hat sich nach Erkenntnissen der Bundesregierung 
das erhöhte Ausschüttungsverhalten der Kapitalge- 
sellschaften infolge der Umstellung des Körper- 
schaftsteuersystems inzwischen normalisiert, und 
welche Folgen hatten die Ausschüttungen nach 
Schätzung der Bundesregierung auf den Umfang 
des Körperschaftsteuerguthabens per 3 1 . Dezember 
2002 (aufgeschlüsselt nach früheren Eigenkapital- 
töpfen)? 


44. Abgeordneter 
Peter 
Rzepka 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung neue Erkenntnisse vor 
über die möglichen Ursachen der Entwicklung der 
Einnahmen bei der Körperschaftsteuer, insbesonde- 
re im Hinblick auf den deutlichen Anstieg der Ein- 
nahmen zum Jahresende 2002? 



Drucksache 15/413 


- 12 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


45. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Wie ist der Stand der Verhandlungen, die von der 
EU im Rahmen des GATS (General Agreement on 
Trade in Services) geführt werden, bezüglich der 
Öffnung von Dienstleistungsbereichen, insbesonde- 
re welche Verhandlungsangebote von Mitgliedern 
der Welthandelsorganisation WTO beabsichtigt die 
Bundesregierung zu unterstützen oder selbst in die 
Verhandlungen einzubringen? 


46. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Welche Haltung wird in o. g. Verhandlungen nach 
Kenntnis der Bundesregierung von der EU einge- 
nommen, insbesondere in welcher Weise hat die 
Bundesregierung diese Positionierung der EU beein- 
flusst? 


47. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(FDP) 


Wann gedenkt die Bundesregierung die bis zum 
31. Dezember 2002 befristete Regelung für die Ver- 
mittlung ausländischer Haushaltshilfen aus Dritt- 
staaten zur Beschäftigung in Haushalten mit Pflege- 
bedürftigen wieder aufzunehmen, und werden dann 
außer Polen, der Slowakischen Republik, Slowe- 
nien, der Tschechischen Republik und Ungarn die 
anderen Länder, deren Mitgliedschaft in der Euro- 
päischen Union am 1. Mai 2004 beginnt, ebenfalls 
in das Vermittlungsverfahren aufgenommen? 


48. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass die Deutsche Post AG den im 
gegenüber dem Bund zugesicherten Netz der Post- 
agenturen befindlichen Einzelagenturen derzeit 
neue Verträge geben will, die für die Betreiber der 
Postagenturen wesentlich ungünstigere Konditionen 
beinhalten? 


49. Abgeordneter Wie hat sich das dem Bund zugesicherte Konzept 

Hans-Joachim der Deutschen Post AG zur Vorhaltung von flächen- 
Fuchtel deckenden Angeboten von Postagenturen bewährt? 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 

Günter 

Baumann 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung im Bundeshaushalt 2003 
finanzielle Mittel für die Sanierung der Wismut-Alt- 
standorte in Johanngeorgenstadt und Breitenbrunn 
eingestellt, die im Jahresbericht 2002 der Bundesre- 
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51. Abgeordneter 

Günter 

Baumann 

(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 

Dr. Christoph 
Bergner 

(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


55. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


56. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 

Friedrich 

(Hof) 

(CDU/CSU) 


gierung zum Stand der Deutschen Einheit (Bundes- 
tagsdrucksache 14/9950, S. 83) als die „dringlichs- 
ten“ bezeichnet werden? 


Wie ist der gegenwärtige Stand in den Verhandlun- 
gen zwischen der Bundesregierung und dem Land 
Sachsen über ein Verwaltungsabkommen zur ge- 
meinsamen Finanzierung der Sanierungsaufgaben 
an Wismut-Altstandorten in Sachsen? 


Wie hoch beziffern sich die öffentlichen Mittel, die 
pro Jahr und durchschnittlich pro Ausbildungsplatz 
im Rahmen des JUMP-Programmes (Sofortpro- 
gramm der Bundesregierung zum Abbau der Ju- 
gendarbeitslosigkeit) aufgewendet werden?*) 


Wie viele Jugendliche, die im vergangenen Jahr 
eine überbetriebliche Ausbildung im Rahmen des 
JUMP-Programmes beendet haben, haben anschlie- 
ßend einen Arbeitsplatz erhalten, und wie viele sind 
nach wie vor arbeitslos? 


Wie viele Jugendliche sind derzeit in Maßnahmen 
des JUMP-Programmes beschäftigt, und wie schätzt 
die Bundesregierung deren Chancen nach Abschluss 
der Ausbildung auf dem Arbeitsmarkt ein? 


Wie viele Arbeitsplätze konnten bundesweit durch 
den Job-Floater geschaffen werden (bitte genau 
nach Ländern aufschlüsseln)? 


Trifft es zu, dass das Bundeskartellamt im Zusam- 
menhang mit dem Eintritt eines neuen Gesellschaf- 
ters beim Süddeutschen Verlag den unverzüglichen 
Verkauf des 70%-Anteils des Süddeutschen Verlags 
an der Frankenpost in Hof gefordert hat, und wenn 
ja, wann hat die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
Aufsicht über das Bundeskartellamt Kenntnis er- 
langt? 


! ) siehe hierzu auch Frage 24 



Drucksache 15/413 


-14- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


57. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 

Friedrich 

(Hof) 

(CDU/CSU) 


War der Bundesregierung vor der Entscheidung des 
Bundeskartellamtes bekannt, dass angesichts der 
Kurzfristigkeit der Veräußerungsfrist der Franken- 
postanteile als Übernehmer insbesondere die SPD- 
eigene Deutsche Druck- und Verlagsgesellschaft 
(DDVG) in Betracht kam? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 

für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


58. Abgeordneter 

Albert 

Deß 

(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesministerin für Verbraucher- 
schutz, Ernährung und Landwirtschaft, Renate 
Künast, ihrer Kritik in ihrer Eröffnungsrede auf der 
Grünen Woche am 16. Januar 2003 an dem Verkauf 
von Lebensmitteln unter Einstandspreis Taten fol- 
gen lassen, wenn sie dort sagte: „Wir müssen über 
Preiskultur reden - und Taten folgen lassen“, und 
welche Taten sind damit gemeint? 


59. Abgeordneter 

Albert 

Deß 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit den Ergebnissen des Lebensmittelmo- 
nitoring 2001 zu rechnen, und warum sind die Da- 
ten nicht zeitnäher verfügbar? 


60. Abgeordnete 

Gudrun 

Kopp 

(FDP) 


Welche Schritte hat die Bundesministerin für Ver- 
braucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft, 
Renate Künast, vor dem Hintergrund der von der 
Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke am 
4. Februar 2003 veröffentlichten Daten zu den 
staatlichen Sonderlasten bei Strom und angesichts 
des vom Bundesminister für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit, Jürgen Trittin, am 28. Janu- 
ar 2003 vorgestellten Eckpunktepapiers für eine 
Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) 
eingeleitet, um das Strompreisniveau für die Ver- 
braucher und Verbraucherinnen zu stabilisieren 
bzw. abzusenken? 


61. Abgeordnete 

Gudrun 

Kopp 

(FDP) 


In welcher Weise wird das Bundesministerium für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 
seiner mitberatenden Funktion bei der Erstellung ei- 
nes Entwurfs zur Novelle des EEG nachkommen, 
und wie beabsichtigt es, insbesondere den möglichen 
Interessenkonflikt zwischen den Interessen der Ver- 
braucher und Verbraucherinnen und der Förderung 
erneuerbarer Energien, wie z. B. des verstärkten Bio- 
masseeinsatzes, aufzulösen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


62. Abgeordnete 

Kristina 

Köhler 

(Wiesbaden) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die Außenstelle Wiesbaden der 
Wehrbereichsverwaltung West umstrukturiert oder 
aufgelöst und die zugehörigen 550 Dienstposten 
reduziert oder abgebaut werden sollen? 


63. Abgeordnete 

Kristina 

Köhler 

(Wiesbaden) 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, wie lautet der Zeitplan für Abbau oder 
Umstrukturierung der Außenstelle Wiesbaden der 
Wehrbereichsverwaltung West, und wenn nein, wie 
lange kann der Fortbestand der Außenstelle Wiesba- 
den und der 550 Dienstposten garantiert werden? 


64. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die von der BwFuhrparkService 
GmbH (Bundesgesellschaft), an die Nutzer des 
Fuhrparks ausgegebenen Tankkarten von Tankstel- 
lenbetreibern zurückgewiesen werden, weil die 
Rechnungen nicht beglichen worden sind? 


65. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass ein großes Automobüunternehmen 
an die BwFuhrparkservice GmbH gelieferte Fahr- 
zeuge wieder eingezogen hat, weil seitens der Bun- 
desgesellschaft keine Zahlung erfolgte? 
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